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Der allgemein verbindlich er-
klärte Berufsbildungsfonds der 
OdA AgriAliForm (10 Mitglieds-
organisationen aus dem Berufs-
feld Land- und Pferdewirtschaft, 
die sich in der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung engagieren), 
beschäftigt derzeit zahlreiche 
Bauernverbände. Hintergrund 
sind steigende Kosten für die be-
rufliche Grundbildung – insbe-
sondere wegen zusätzlicher 
überbetrieblicher Kurse (ÜK) im 
Zuge der Bildungsreform. Ver-
schiedene Kantone rechnen des-
halb mit höheren Beiträgen für 
Landwirtschaftsbetriebe.

Allgemein verbindliche  
Beiträge

Der Berufsbildungsfonds finan-
ziert schweizweit die Berufsbil-
dung im Berufsfeld Landwirt-
schaft. Dazu gehören Grundbil-
dung, höhere Berufsbildung und 
Weiterbildung in Berufen wie 
Landwirtin, Gemüsegärtner, 
Winzerin oder Geflügelfachmann.

Der Fonds ist für allgemein 
verbindlich erklärt, womit alle 
entsprechenden Betriebe bei-
tragspflichtig sind, auch jene, die 
keinem kantonalen Bauernver-
band angeschlossen sind. Die 
Beiträge werden pro Hektare 
landwirtschaftlicher Nutzfläche 
erhoben. Der maximale Beitrag 
liegt gemäss Reglement bei 
4 Franken pro Hektare. 

In mehreren Kantonen zeigt 
sich derzeit ein ähnliches Bild: 
Mehr ÜK-Tage führen zu höheren 
Kosten – und damit zu steigenden 
Fondsbeiträgen. So erklärt der 
Zürcher Bauernverband (ZBV) 
gegenüber dem «Schweizer Bau-
er»: «Bisher absolvierten Lernen-
de der Landwirtschaft acht ÜK-
Tage. Nach der Bildungsreform 
sollen sie zwölf ÜK-Tage absol-
vieren. Das ergibt höhere Kosten, 
die zu einer Erhöhung der Abga-
ben an den Berufsbildungsfonds 
führen.» 

Der Beitrag liegt im Kanton 
Zürich derzeit bei 2.60 Franken 
pro Hektare. «Eine Erhöhung 
werde auf 2027 der Delegierten-
versammlung des ZBV vorge-

schlagen», so der Zürcher Bau-
ernverband. Auch in Schaffhau-
sen wird der Beitrag steigen. Dort 
kündigte der Bauernverband an, 
der Flächenbeitrag werde «von 
derzeit 2.60 Franken im kom-
menden Jahr auf 3.90 Franken 
steigen». Begründet wird dies 
ebenfalls mit der Ausweitung der 
ÜK-Tage. Im Kanton St. Gallen 
wurde der Beitrag bereits 2023 
erhöht. «Aktuell liegt der Beitrag 
bei 3 Franken pro Hektare», teilt 
der St. Galler Bauernverband mit. 
Die Erhöhung von 1.90 auf 
3 Franken sei wegen neuer Richt-
linien der EKAS (Eidgenössische 
Koordinationskommission für 
Arbeitssicherheit) erfolgt. Bereits 
damals habe man darauf hinge-
wiesen, «dass mit der Bildungs-
revision die Zahl der ÜK-Tage 
nochmals erhöht wird und es zu 
Mehrkosten kommen wird», so 
der St. Galler Bauernverband auf 
Anfrage. Der Aargauer Bauern-
verband (BVA)  kennt ebenfalls 
schrittweise Anpassungen. Dort 
steigt der Beitrag ab 2026 auf 3.20 
Franken pro Hektare. Der Bau-
ernverband Aargau erklärt: «Die 
Anzahl ÜK-Tage ist massgebend 
für die Beiträge.» 2021 lag der 
Beitrag noch bei 2.70 Franken.

Grosse kantonale  
Unterschiede 

Der ZBV schreibt: «Mit der Ein-
führung der Bildungsreform wird 

der Kanton den Betrag erhöhen 
müssen, um Kosten zu decken. 
Da die ÜK-Tage um 50 % steigen. 
Im Kanton Zürich wird die Er-
höhung im Verlaufe des Winters 
geprüft.» Der St. Galler Bauern-
verband spricht seinerseits von 
«rund 50 % der Beiträge», die seit 

den neuen EKAS-Richtlinien in 
die ÜK-Tage gingen. Dies werde 
sich mit der Revision der Grund-
bildung ab 2026/2027 jedoch ver-
ändern. Im Aargau flossen zuletzt 
rund 30 % der Beiträge direkt in 
die überbetrieblichen Kurse.
Tobias Strahm

Höhere Bildungsabgaben für Betriebe
Ausbildung  Wegen der Erhöhung der Anzahl Tage überbetrieblicher Kurse in der landwirtschaftlichen 

Grundbildung von acht auf zwölf werden in verschiedenen Kantonen die obligatorischen Beiträge erhöht.

 

Die Kosten überbetrieblicher 
Kurse werden steigen.  BILD: BHK

ANZEIGE

Zahlensalat zu 
Präventionskosten
«Zu viel Zucker macht krank – 
doch die Subventionen sprudeln 
trotzdem weiter». Das war der Ti-
tel eines Artikels, der in der «Sonn-
tagszeitung» abgedruckt war. Die 
Chancen für eine weitere Erho-
lung der Zuckerrübenflächen 
stünden gut, denn die Einzelkul-
turbeiträge von 2100 Franken pro 
Hektare, die es seit 2022 gebe, 
machten den Anbau von Zucker-
rüben wieder attraktiver. Im Jahr 
2025 seien aus diesem Fördertopf 
35 Millionen Franken an die rund 
4000 Schweizer Zuckerrüben-
pflanzer geflossen. Im Agrarbe-
richt sind aber erst die Zahlen für 
das Jahr 2024 ausgewiesen, also 
sind das wahrscheinlich die Zah-
len von 2025, und der Zusatzbei-
trag für Bio- und IP-Suisse-Rüben 
von 200  Fr./ ha hätte weitere 
1,5 Millionen ausgemacht. Ganz 
falsch waren aber die Zahlen zu 
den Präventionskosten. Denn die 
«Sonntagszeitung» hielt fest: 
«Während der Zucker produkti-
onsseitig gefördert wird, ist er kon-
sumseitig verpönt.» Sie macht die-
sen Zusammenhang, obwohl ohne 
Schweizer Zuckerproduktion 
wohl kaum weniger Zucker geges-
sen würde, da die Kunden be-
kanntlich wenig Wert darauf legen, 
woher der Zucker in einem ver-
arbeiteten Produkt stammt. Man 
könnte ja allen Zucker importie-
ren. Kritik gebe es von der libera-
len Denkfabrik Avenir Suisse, 
heisst es im Artikel. Wörtlich steht: 
«Dass der Bund jährlich 1,4 Mil-
liarden Franken für die Präven-
tion chronischer Krankheiten aus-
gebe und gleichzeitig mit mehre-
ren Milionen Franken die Herstel-
lung von ungesunden Produkten 
wie Zucker fördere, sei schlicht 
‹widersinnig›».Die Nachfrage 
beim Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) ergab, dass sich die 1,4 Mil-
liarden Franken nicht auf den 
Bund, sondern auf alle Präventi-
onsleistungen beziehen, die Bund, 
Kantone, Gemeinden, Kranken-
kassen, IV, private Stiftungen usw. 
erbringen. Das BAG schrieb, die 
1,4 Milliarden seien die Kosten für 
die Prävention gegen nicht über-
tragbare Krankheiten. Der Blick 
in die Zahlen zeigt, dass auch dies 
nicht stimmt. Denn in den 
1457 Millionen sind 192 Millionen 
für übertragbare Krankheiten wie 
Aids und Grippe eingeschlossen 
und diverse Posten, die mit Zu-
ckerkonsum nichts zu tun haben, 
z. B. 204 Millionen für «Präven-
tion: Unfälle und Verletzungen» 
und 12 Millionen für «Präventi-
on: Lebensmittelsicherheit». sal 

Daniel Salzmann 

Heute ist der offizielle Tag der 
Bienen. Diesen nimmt eine Alli-
anz von Organisationen zum  
Anlass, die Bieneninitiative zu 
lancieren. Diese verlangt für die 
Honigbiene, die über 600 Wild-
bienenarten und andere bestäu-
bende Insekten bessere Bedin-
gungen. Gestern Vormittag stell-
ten die Initianten in Bern ihr Pro-
jekt vor. Getragen wird die 
Initiative von den Imkerverbän-
den, von den Naturfreunden 
Schweiz, die der Arbeiterbewe-
gung entstammen, und von der 
Stiftung Future 3, die bereits die 
Pestizidverbotsinitiative lancier-
te, die im Sommer 2021 an der 
Urne scheiterte. Dort sitzt Car-
mita Burkard Kroeber im Stif-
tungsrat, die Urenkelin des Grün-
ders der Baustofffirma Sika, die 
den Grünen im Jahr 2023 eine 
Million Franken und im Jahr da-
rauf 400’000 Franken spendete. 
Das Parlament war mit Ständerat 
Peter Hegglin (Mitte, ZG) und Na-
tionalrätin Delphine Klopfen
stein Broggini (Grüne, GE) ver-
treten. Beide haben einen Bezug 
zur Landwirtschaft und zur Im-
kerei. Hegglin ist Meisterlandwirt 
und war früher Vizepräsident des 
Schweizer Bauernverbandes. 
Heute ist er «aktiver Bienenhalter» 
mit 15 Bienenvölkern, wie er sagte. 
Klopfenstein ist die Tochter von 
Imker und Arzt Claude-Eric Klop-
fenstein, ein Vorfahr von ihr war 
Gottfried Flückiger, der in den 
Jahren 1892 bis 1908 Redaktor des 
«Schweizer Bauer» war.   

Hegglin verteidigte Bauern
Nach den Kurzreferaten fragte 
eine Journalistin, an welche 
Massnahmen zugunsten bestäu-
bender Insekten die Initianten 
dächten. Klopfenstein Broggini 
nannte neben der Wiederherstel-
lung der Lebensräume, insbeson-
dere von Feuchtgebieten, und der 
Reduktion der Lichtverschmut-

zung auch ein Nachdenken über 
die Reduktion des Einsatzes von 
Pestiziden, wie sie die Pflanzen-
schutzmittel nannte. Letztere 
spielten bei den Bienen bekannt-
lich eine Rolle. Hegglin ergänzte 
das mit qualitativ besseren Bio-
diversitätsförderflächen, Mass-
nahmen im öffentlichen Raum 
(mehr Pflanzen, die für Insekten 
wertvoll sind) und einer schweiz-
weit koordinierten Bekämpfung 
der Asiatischen Hornisse. Sofort 

wollte ein anderer Journalist ei-
nen Widerspruch zur Haltung 
von Hegglin erkannt haben, der 
im Unterschied zu Klopfenstein 
Broggini die Pestizidverbotsini-
tiative abgelehnt und die Motion 
Bregy zu den Pflanzenschutzmit-
teln befürwortet habe. Hegglin 
erwiderte, er habe mit der parla-
mentarischen Initiative 19.475 
einen Gegenvorschlag zur Pesti-
zidverbotsinitiative mitlanciert 
und mitgetragen. «Gemäss mei-

nen Informationen ist man hier 
gut unterwegs, und man erreicht 
die gesteckten Ziele.» Man müs-
se sehen, dass es eine Entwick-
lung gebe, gewisse Mittel seien 
zurückgezogen worden, neue kä-
men hinzu, man appliziere sie nur 
punktuell und im Bedarfsfall. 
Hegglin wörtlich: «Ich attestiere 
den Landwirten, dass sie nicht 
einfach so zum Vergnügen ... beim 
Menschen heisst es Medikamen-
te einsetzen, sondern dann, wenn 

eine Krankheit droht, damit die 
Früchte gesund bleiben. Damit 
Sie dann auch Kirschen essen 
können, ohne dass Sie Würmer 
darin haben. Da sind wir in einem 
Spannungsfeld. Niemand will 
schlechte oder kontaminierte 
Früchte essen.» Hegglins Worte 
lassen im Übrigen darauf schlies-
sen, dass er selbst auf einen Ge-
genvorschlag im Parlament und 
nicht auf eine Volksabstimmung 
zur Initiative abzielt. � Seite 3  

Initiative macht 
Pestizide zum Thema 

Bieneninitiative  Laut Nationalrätin Delphine Klopfenstein Broggini 
sollte der Pestizideinsatz in der Schweiz sinken. Ständerat Peter 

Hegglin gab zu bedenken, dass Kirschen mit Würmern niemand wolle. 

Peter Hegglin, Mitte-Ständerat, Meisterlandwirt und Imker, spricht mit Grünen-Nationalrätin Delphine 
Klopfenstein Broggini (l.) und Claudia Eyer, Vizepräsidentin Bienenschweiz.  BILD: KEYSTONE

Initiativtext und Komitee
Die Bundesverfassung wird wie 
volgt geändert: Artikel 78a: 
1 Bund und Kantone anerken-
nen die unerlässliche Rolle der 
Bestäubung für die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrund- 
lagen. Sie sorgen im Rahmen  
ihrer Zuständigkeiten für die  
Sicherung der Bestäubung von 
Kultur- und Wildpflanzen durch 
Insekten. Sie setzen die zur Er-
reichung dieses Ziels erforder-
lichen Ressourcen ein.
2 Der Bund erlässt Vorschriften 
zur Förderung der Bestände 
und der Vielfalt von Bienen und 
anderen einheimischen Be-
stäuberinsekten, insbesondere 
mittels Massnahmen, die deren 
Erhaltung in einem günstigen 
Zustand gewährleisten. Die 
Förderung muss der wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen 
Bedeutung der Bestäubung an-
gemessen sein.
3 Der Bund unterstützt die An-
strengungen der Kantone, der 
Gemeinden und der Wirtschaft. 
Es sollen insbesondere Anreize 
zur Bereitstellung, zum Unter-
halt und zur qualitativen Verbes-
serung von naturnahen Lebens-
räumen geschaffen werden. 
Im Initiativkomitee ist die natio-
nale Politik mit Ständerat Peter 
Hegglin, Nationalrätin Delphine 
Klopfenstein Broggini und Na-
tionalrat Alex Farinelli (FDP, TI) 
vertreten. sal

 

Zubetonierung stoppen!

nachhaltigkeitsinitiative.ch

Jedes Jahr wandern rund 100’000 Personen zusätzlich  
in unser kleines Land ein. Mehr als im Kanton Schaffhausen wohnen!  
Die Folgen:
 Pro Sekunde wird rund 1 m2 Grünfläche zubetoniert.
 Beste Ackerflächen verschwinden für immer.
	Unsere Lebensqualität und schöne  

Landschaft werden zerstört.

 Setzen Sie am 14. Juni 
ein Zeichen! 

 Schon gewusst? 
Auch mit einem JA können bis 2050 rund 40’000  
gesuchte Fachkräfte pro Jahr einwandern! 


